
V E R T R A G

zwischen

dem Land Nordrhein-Westfalen,
vertreten durch die Bezirksregierungen

- nachstehend Kostenträger genannt -

und

der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein, Düsseldorf

sowie

der Kassenärztlichen Vereinigung Westfalen-Lippe, Dortmund

- nachstehend Kassenärztliche Vereinigung genannt -

über die Durchführung der ärztlichen Untersuchung
auf übertragbare Krankheiten nach § 62 Abs. 1 AsylG

und
die ärztliche Versorgung nach § 4 AsylbLG

von Asylbewerbern in den Aufnahmeeinrichtungen
des Landes Nordrhein-Westfalen

(Vertrag GUGV-Asyl KV/Land)
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Soweit in diesem Vertrag personenbezogene Bezeichnungen im Maskulin stehen, wird diese Form
verallgemeinernd verwendet und bezieht sich auf beide Geschlechter. Die Bezeichnung „Arzt“ be-
zieht sich auf alle Leistungserbringer im Sinne dieses Vertrages.

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Gegenstand des Vertrages

§ 2 Teilnehmende Ärzte und Einrichtungen

§ 3 Krankenbehandlungsschein bzw. Namensliste

§ 4 Leistungsanspruch des Asylbewerbers

§ 5 Überweisungen

§ 6 Notfallbehandlung

§ 7 Verordnung von Arznei-, Verbands-, Heil- und Hilfsmitteln sowie Impfstoffbezug

§ 8 Vergütung der ärztlichen Leistungen

§ 9 Sachliche und rechnerische Richtigstellung

§ 10 Rechnungslegung

§ 11 Zahlung der Vergütung

§ 12 Informationspflichten

§ 13 Übergangsregelung für die Teilnahme der bisher am Vertrag teilnehmenden Leis-

tungserbringer

§ 14 Inkrafttreten, Kündigung

§ 15 Salvatorische Klausel

Anlagenverzeichnis

Anlage 1 Katalog der abrechnungsfähigen Leistungen gemäß § 1 Nr. 2 des Vertrages

Anlage 2a Teilnahmeantrag für nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende

Ärzte der KV Nordrhein

Anlage 2b Teilnahmeantrag für nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende

Ärzte der KV Westfalen-Lippe

Anlage 3 Muster Befundbogen

Anlage 4 Rechnungslegung

Anlage 5a Erklärung zur Abrechnung Erstuntersuchung sowie Impfungen

Anlage 5b Erklärung zur Abrechnung nach § 4 AsylbLG

Anlage 6a Namensliste Erstuntersuchung/Tbc-Ausschluss (Muster)

Anlage 6b Namensliste Impfen (Muster)

Anlage 6c Namensliste Röntgen (Muster)

Anlage 7 Gesetzestext § 4 AsylbLG



Ärztliche Versorgung von ab 01.04.2017 Seite 3 von 13
Asylbewerbern
Land NRW – KV Nordrhein/KV Westfalen-Lippe

§ 1
Gegenstand des Vertrages

1. Asylbewerber, die in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen haben, sind gem. § 62 Abs.

1 AsylG verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten ein-

schließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden. Das Nähere regelt

eine konkretisierende Bestimmung des Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation,

Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen (nachstehend MGEPA genannt) in der

jeweils gültigen Fassung. Den Asylbewerbern wird daneben ein Impfangebot entspre-

chend der konkretisierenden Bestimmung des MGEPA in der jeweils gültigen Fassung

(www.mgepa.nrw.de/gesundheit/versorgung/Asylsuchende/index.php)

unterbreitet.

2. Gegenstand dieses Vertrages ist

• die Durchführung der ärztlichen Untersuchung auf übertragbare Krankheiten

• einschließlich des Tbc-Ausschlusses und

• der Unterbreitung des Impfangebotes

gem. Abs. 1 in den

• Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes NRW (nachstehend EAE genannt)

• hilfsweise in den zentralen Unterbringungseinrichtungen (nachstehend ZUE ge-

nannt) einschließlich der Notunterkünfte (nachstehend NU genannt)

• hilfsweise, soweit vom jeweiligem Kostenträger in begründeten Ausnahmefällen zur

Vermeidung von Infektionsgeschehen vorgesehen, in der Landeserstankunftsstelle

für Flüchtlinge im Land NRW (nachstehend LEA genannt)

durch teilnehmende Ärzte und Einrichtungen i.S.d. § 2 dieses Vertrages soweit diese

Leistungen nicht von staatlichem oder kommunalem ärztlichen Personal abgedeckt wer-

den.

3. Ferner ist Gegenstand dieses Vertrages die ärztliche (kurative) Versorgung von Asylbe-

werbern nach § 4 AsylbLG, die in den EAE, ZUE einschließlich der Notunterkünfte des

Landes NRW zu wohnen haben, bzw. sich in der LEA als asylsuchend gemeldet haben.

4. Der Vertrag bezieht sich auch auf diejenigen Aufnahmeeinrichtungen, die ggf. von den

Kommunen für das Land NRW betrieben werden.
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5. Die Abrechnung, Bewertung und Vergütung der ärztlichen Leistungen für die kurative

Versorgung der Asylbewerber in den EAE, ZUE und LEA einschließlich der Notunter-

künfte des Landes richtet sich nach der jeweiligen regionalen Euro-Gebührenordnung in

der jeweils gültigen Fassung über die Vergütung der vertragsärztlichen Leistungen ge-

mäß § 87a SGB V.

6. Die Abrechnung und Vergütung der Leistungen nach § 62 Abs. 1 AsylG richtet sich aus-

schließlich nach der Anlage 1, die Gegenstand dieses Vertrages ist. Dies gilt auch dann,

wenn die Leistungen des Impfangebotes an mehreren Tagen während des Aufenthaltes

in einer Landeseinrichtung oder zusätzliche Impfungen aufgrund einer Anordnung der

unteren Gesundheitsbehörde erbracht werden. Entsprechend gilt dies für sämtliche

Impfleistungen nach § 4 AsylbLG.

7. Kostenträger für die Leistungen nach § 1 ist das Land NRW. Die Abrechnung sämtlicher

Leistungen dieses Vertrages erfolgt über die Kassenärztlichen Vereinigungen mit der

jeweils für die Einrichtung zuständigen Bezirksregierung.

§ 2
Teilnehmende Ärzte und Einrichtungen

1. Zur Behandlung der in § 1 genannten Leistungen sind alle zur vertragsärztlichen Versor-

gung zugelassenen Ärzte und medizinischen Versorgungszentren (MVZ) sowie ermäch-

tigte Ärzte und ermächtigte Einrichtungen im Sinne von § 95 SGB V berechtigt. Dies gilt

auch für Ärzte, die in einem MVZ oder bei einem Vertragsarzt angestellt sind. Des Wei-

teren sind Ärzte teilnahmeberechtigt, die aufgrund einer durch den Zulassungsaus-

schuss genehmigten Zweigniederlassung oder einer durch den Zulassungsausschuss

genehmigten Tätigkeit in einer überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaft berechtigt

sind, im Bezirk der Kassenärztlichen Vereinigungen Leistungen zu erbringen und abzu-

rechnen.
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2. Nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende Ärzte können auf Antrag an

diesem Vertrag nach den Regelungen des Heilberufsgesetzes NRW teilnehmen, wenn

sie über eine abgeschlossene Gebietsweiterbildung verfügen und sich nach Anlage 2a

bzw. 2b gegenüber der für ihren Wohnsitz zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung

schriftlich verpflichtet haben, die Bestimmungen dieses Vertrages in der jeweils gültigen

Fassung anzuerkennen und einzuhalten. Bei Vorliegen der Teilnahmevoraussetzung er-

teilt die jeweils zuständige Kassenärztliche Vereinigung eine Genehmigung zur Abrech-

nung der Leistungen nach diesem Vertrag.

3. Ärzte nach Abs. 1 und 2 reichen im Rahmen ihrer quartalsweisen Abrechnung zudem

die Erklärung gem. Anlage 5a bei der jeweils zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung

ein. Nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende Ärzte nach Abs. 2 reichen

zusätzlich die Erklärung gemäß Anlage 5b ein. Mit dieser Erklärung bestätigt der Arzt,

dass die abgerechneten Leistungen persönlich erbracht worden sind, und dass die Ab-

rechnung sachlich richtig ist und fordert gleichzeitig die Vergütungen entsprechend die-

ses Vertrages bei der zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung an.

§ 3
Krankenbehandlungsschein bzw. Namensliste

1. Für die Durchführung der Leistungen nach § 1 Abs. 2 gemäß § 62 Abs. 1 AsylG und

auch als Abrechnungsgrundlage ist dem teilnehmenden Arzt von der jeweiligen Unter-

bringungseinrichtung eine autorisierte Namensliste mit den Personalien der zu Untersu-

chenden vorzulegen (Anlage 6 a – 6 c) oder, im Ausnahmefall, ein Krankenbehandlungs-

schein vorzulegen.

2. Die Asylbewerber müssen vor der kurativen Inanspruchnahme eines teilnehmenden Arz-

tes gemäß § 4 AsylbLG den von der jeweiligen Einrichtung ausgegebenen Krankenbe-

handlungsschein vorlegen, ausgenommen sind Notfallbehandlungen. Für die Notfallbe-

handlung muss der Asylbewerber den (angeforderten) Krankenbehandlungsschein-

schein innerhalb von 20 Tagen nachreichen, andernfalls ist der Arzt zu einer Abrechnung

nach der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) gegenüber der jeweils zuständigen Bezirks-

regierung/Kostenträger berechtigt, soweit die Anforderung eines Krankenbehandlungs-

scheins bei der örtlich zuständigen Bezirksregierung/Kostenträger (Dezernat 20 der je-

weiligen Bezirksregierung) erfolglos war. Eine Zahlungsverpflichtung entfällt, wenn der

Flüchtling dem Kostenträger/der jeweils zuständigen Bezirksregierung nicht zugewiesen

wurde.
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3. Die von der jeweiligen Einrichtung ausgestellten Krankenbehandlungsscheine sind mit

der für die Einrichtung zuständigen Bezirksregierung als Kostenträger (Name der Be-

zirksregierung und Angabe der fünfstelligen Kostenträgernummer) für die ärztlichen

Leistungen gekennzeichnet.

4. Die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger legt Beginn und Ende der Gel-

tungsdauer innerhalb eines Quartals durch Eintragung auf dem Krankenbehandlungs-

schein fest.

5. Die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger sorgt für eine ausreichende Infor-

mation der Asylbewerber über Art und Umfang der Inanspruchnahme sowie ggf. Beglei-

tung durch einen Sprachmittler.

§ 4
Leistungsanspruch des Asylbewerbers

Leistungen im Sinne dieses Vertrages können Asylbewerber nur auf der Basis des § 4 AsylbLG

in Anspruch nehmen (vgl. Anlage 7).

§ 5
Überweisungen

Der Arzt kann unbedingt erforderliche Laborleistungen im Zusammenhang mit der ärztlichen

Leistung nach § 1 durch einen berechtigten Vertragsarzt gemäß § 2 durch Überweisung (Mus-

ter 10) oder über einen Anforderungsschein für Laboruntersuchungen (Muster 10a) veranlas-

sen. Bei einem Arztwechsel oder einer Überweisung zur Diagnostik und Therapie muss ein

neuer Krankenbehandlungsschein und ein Überweisungsschein (Muster 6) vorgelegt werden.

§ 6
Notfallbehandlung

In dringenden Fällen ist der Asylbewerber berechtigt, auch Leistungen im Rahmen des orga-

nisierten Notdienstes unter Vorlage eines Krankenbehandlungsscheins in Anspruch zu neh-

men. Die Leistungen im Rahmen des organisierten Notdienstes werden vom behandelnden

Vertragsarzt auf einem Notfall-/Vertreterschein (Muster 19) abgerechnet.
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§ 7
Verordnung von Arznei-, Verbands-, Heil- und Hilfsmitteln

sowie Impfstoffbezug

1. Die Verordnung von Arznei-, Verbands-, Heil- und Hilfsmitteln ist von den Ärzten nur im

Rahmen des Umfangs der ärztlichen Versorgung gemäß § 4 AsylbLG möglich. Für die

Verordnung von Arzneimitteln gelten die gesetzlichen Vorschriften, die für die vertrags-

ärztliche Versorgung bestehen. Grundsätzlich sind nur Generika verordnungsfähig. Ori-

ginalpräparate sollen nur in begründeten Ausnahmefällen verordnet werden. Die Ver-

ordnung von Arzneimitteln hat unter dem Aspekt der wirtschaftlichen Versorgung unter

Berücksichtigung des allgemein anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse

zu erfolgen. Die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger kann die Wirtschaft-

lichkeit der Verordnungsweise in geeigneter Weise überprüfen. Die Verordnung von Arz-

nei- und Verbandsmitteln erfolgt für an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden

Ärzte auf den vereinbarten Vordrucken für die vertragsärztliche Versorgung, nicht an der

vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende Ärzte nehmen die Verordnung auf einem

blauen Privatrezept vor. Verordnungen für Heil- und Hilfsmittel, sind grundsätzlich vorher

durch die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger zu genehmigen.

2. Die Verordnung der benötigten Impfstoffe erfolgt vom Arzt als Sammelverordnung ge-

mäß § 2 Abs. 2 Arzneimittelverschreibungsverordnung - AMVV. Niedergelassene Ver-

tragsärzte stellen die Verordnung auf Muster 16 der Vordruckvereinbarung und nicht an

der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende Ärzte auf dem Vordruck blaues Pri-

vatrezept aus. Das Rezept wird durch den verordnenden Arzt bei einer Apotheke einge-

reicht. Auf dem Rezept ist als Kostenträger die jeweils für den Standort der Einrichtung

zuständige Bezirksregierung ergänzt um die jeweilige Kostenträgernummer zu vermer-

ken, gleichfalls sind die Felder „gebührenfrei“ und „Impfstoffe“ zu kennzeichnen. Die Ab-

rechnung der Impfstoffe erfolgt über die Apotheke, bzw. über die Apothekenabrech-

nungszentren mit der auf dem Rezept genannten jeweils zuständigen Bezirksregie-

rung/Kostenträger.

§ 8
Vergütung der ärztlichen Leistungen

1. Für die Vergütung der Leistungen nach § 1 Abs. 2 gemäß § 62 Abs. 1 AsylG gilt ab-

schließend Anlage 1. Mit diesen Vergütungen sind die Kosten gemäß den allgemeinen

Bestimmungen Abschn. 7.1 des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM) abgegolten

(z.B. allgemeine Praxiskosten, Einmalspritzen, Tupfer etc.). Arzneimittel zur Sofortan-

wendung im Notfall wie z. B. Anaphylaxiebestecke sind vom Arzt vorzuhalten.
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2. Die ärztlichen Leistungen nach § 4 AsylbLG werden auf der Grundlage der jeweiligen

regionalen Euro-Gebührenordnung in der jeweils gültigen Fassung abgerechnet und ent-

sprechend des gültigen Vertrages über die „Vergütung der vertragsärztlichen Leistun-

gen“ im Geltungsbereich der jeweiligen Kassenärztlichen Vereinigung gemäß § 87a

SGB V vergütet.

3. Nicht in diesen Vergütungen enthalten sind die Kosten – soweit nichts anderes bestimmt

ist – für den Bezug von verordnungsfähigen Sprechstundenbedarfs-Artikeln. Verord-

nungsfähige Sprechstundenbedarfs-Artikel werden von einem an der vertragsärztlichen

Versorgung teilnehmenden Arzt auf Muster 16 zu Lasten der jeweils für den Standort der

Einrichtung zuständigen Bezirksregierung/Kostenträger unter Angabe der jeweiligen

Kostenträgernummer und der Statusfeldangabe 9 verordnet. Nicht an der vertragsärztli-

chen Versorgung teilnehmende Ärzte nehmen die Verordnung auf dem Vordruck blaues

Privatrezept mit den notwendigen Angaben vor. Sämtliche Sprechstundenbedarfsbestel-

lungen unterliegen einem Genehmigungsvorbehalt der jeweiligen Bezirksregierung/des

Kostenträgers.

4. Für mündliche Auskünfte, die die jeweils zuständige Bezirksregierung zur ordnungsge-

mäßen Erledigung ihrer Aufgaben bei der Gewährung von Leistungen benötigt, besteht

kein Honoraranspruch. Die Dokumentationspflicht über die erfolgten Behandlungsmaß-

nahmen obliegt dem behandelnden Arzt. Die Ergebnisse sind auf dem Befundbogen

(Anlage 3) zu dokumentieren und dem Asylbewerber auszuhändigen. Weitere schriftli-

che Mitteilungen auf Verlangen der jeweils zuständigen Bezirksregierung werden nach

der jeweiligen regionalen Euro-Gebührenordnung mit dem regional vereinbarten Punkt-

wert vergütet.

5. Der Arzt darf für eine Leistung, die nach diesem Vertrag vergütet wird, vom Anspruchs-

berechtigten oder einem anderen Kostenträger keine Vergütung fordern.



Ärztliche Versorgung von ab 01.04.2017 Seite 9 von 13
Asylbewerbern
Land NRW – KV Nordrhein/KV Westfalen-Lippe

§ 9
Sachliche und rechnerische Richtigstellung

1. Die Honorarforderungen werden von der Kassenärztlichen Vereinigung auf ihre sach-

lich-rechnerische Richtigkeit gemäß Anlage 1 sowie nach § 4 AsylbLG geprüft und er-

forderlichenfalls gegenüber den abrechnenden Ärzten berichtigt.

2. Nachträgliche Berichtigungsansprüche hat die jeweils zuständige Bezirksregierung/ der

Kostenträger innerhalb von 6 Monaten nach Rechnungslegung (Eingang der Rechnung

bei der jeweiligen Bezirksregierung/Kostenträger) geltend zu machen. Über den Antrag

entscheidet die Kassenärztliche Vereinigung durch Verwaltungsakt, der gegenüber dem

Arzt und der jeweils zuständigen Bezirksregierung ergeht. Vorherige einseitige Berichti-

gungen der Vergütung durch die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger sind

nicht zulässig.

3. Die Antragstellung berechtigt bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag nicht

zur Aufrechnung oder Rückhaltung von Zahlungen. Rechtskräftig festgestellte Honorar-

berichtigungen bzw. Regressbeträge sind unmittelbar zu verrechnen.

4. Solange nach Abs. 2 eine Berichtigung der Abrechnung geltend gemacht werden kann,

gelten die Leistungen der jeweils zuständigen Bezirksregierung/des Kostenträgers als

Vorauszahlung.

§ 10
Rechnungslegung

1. Die Ärzte reichen ihre Quartalsabrechnung für die von ihnen zugunsten der Asylbewer-

ber erbrachten Leistungen jeweils zu den gültigen Abgabeterminen bei der für sie zu-

ständigen Kassenärztlichen Vereinigung ein, dabei gelten die Bestimmungen nach An-

lage 4.

2. Die von der jeweils zuständigen Bezirksregierung/dem Kostenträger entrichtete Vergü-

tung wird von der Kassenärztlichen Vereinigung an die Ärzte nach Berücksichtigung der

nach dem Satzungsrecht der jeweiligen Kassenärztlichen Vereinigung zulässigen Ab-

züge (Verwaltungskosten) gezahlt.
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§ 11
Zahlung der Vergütung

1. Die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger erhält von der Kassenärztlichen

Vereinigung quartalsweise eine Rechnung entsprechend den Vorgaben nach Anlage 4.

Aus dieser ergibt sich die vom Kostenträger zu zahlende Vergütung nach § 1. Sämtliche

Forderungen sind jeweils 30 Tage nach Rechnungszugang fällig.

2. Die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger leistet nach Anforderung durch die

Kassenärztliche Vereinigung - frühestens mit der zweiten Quartalsabrechnung nach der

Umsetzung der Dezentralisierung - bis zum 5. eines jeden Monats eine Abschlagszah-

lung auf der Basis des Rechnungsbetrages für den vorangegangenen Abrechnungszeit-

raum in Höhe von 30 % der Honorarsumme.

3. Überzahlungen werden als Vorauszahlung für das Folgequartal verrechnet. In besonde-

ren Fällen kann diese Zahlung auch in Abstimmung mit der Kassenärztlichen Vereini-

gung an die jeweils zuständige Bezirksregierung/Kostenträger zurück überwiesen wer-

den.

4. Kommt die jeweils zuständige Bezirksregierung/der Kostenträger mit den fälligen Zah-

lungen in Verzug, sind Verzugszinsen in Höhe von 5 % über dem Basiszinssatz zu leis-

ten. Dies gilt nicht, soweit schriftlich geschlossene Stundungsvereinbarungen getroffen

wurden.

§ 12
Informationspflichten

1. Die Kassenärztliche Vereinigung unterrichtet die jeweils zuständige Bezirksregierung/die

Kostenträger über Änderungen zu den Abrechnungspositionen der jeweiligen regionalen

Euro-Gebührenordnung, soweit diese den Vertrag berühren.

2. Die Kassenärztliche Vereinigung wird zudem gegenüber den Ärzten die Inhalte des Ver-

trages kommunizieren und für eine Teilnahme bzw. ärztliche Versorgung der Asylbewer-

ber werben.

3. Das Land NRW unterstützt die Kassenärztliche Vereinigung und die Ärzte bei der Kom-

munikation mit den Aufnahmeeinrichtungen.
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§ 13
Übergangsregelung für die bisher am Vertrag teilnehmenden

Leistungserbringer

Ärzte und Einrichtungen gemäß § 2, die an dem bis zum 31.03.2017 geltenden „Vertrag über

die Durchführung der ärztlichen Untersuchung auf übertragbare Krankheiten nach § 62 Abs.

1 AsylVfG und die ärztliche Versorgung nach § 4 AsylbLG von Asylbewerbern in den Aufnah-

meeinrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen (Vertrag GUGV-Asyl KV/Land)“ zwischen

den Vertragsparteien teilgenommen haben, sind berechtigt, auch an diesem Vertrag über-

gangslos teilzunehmen. Ein erneutes Teilnahme- und Genehmigungsverfahren findet nicht

statt.

§ 14
Inkrafttreten, Kündigung

1. Die Vereinbarung tritt am 1. April 2017 in Kraft, ersetzt den Vertrag vom 28. September

2015 und läuft auf unbestimmte Zeit. Der Vertrag kann von jedem Vertragspartner mit

einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahres, erstmalig zum 31.

Dezember 2017, gekündigt werden.

2. Unbeschadet von Abs. 1 kann dieser Vertrag von jedem Vertragspartner ohne Einhal-

tung der Kündigungsfrist und mit sofortiger Wirkung gekündigt werden, wenn ein wichti-

ger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor

a) bei einer Weisung der zuständigen Aufsichtsbehörde, die die Fortsetzung dieses

Vertrages untersagt oder eine derart wesentliche Änderung dieses Vertrages ver-

langt, dass eine Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zumutbar ist, oder

b) bei einer groben Verletzung der Vertragspflichten.

3. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.
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§ 15
Salvatorische Klausel

1. Alle Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel be-

dürfen zu ihrer Wirksamkeit eines von den Vertragspartnern unterzeichneten Nachtra-

ges.

2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein

oder werden oder sollte sich in diesem Vertrag eine Regelungslücke herausstellen, so

wird infolge dessen die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der

unwirksamen Bestimmungen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke ist eine angemes-

sene Regelung zu vereinbaren, die, soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommen

soll, was die Vertragsschließenden gewollt haben oder nach Sinn und Zweck des Ver-

trages gewollt haben würden, soweit sie den Punkt beachtet hätten.

3. Die Anlagen sind Bestandteil dieses Vertrages.

Düsseldorf, Dortmund, den

Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein

_______________________________ _____________________________

Dr. med. Frank Bergmann Dr. med. Carsten König M. san.
Vorstandsvorsitzender Stellvertretender Vorstandsvorsitzender

Kassenärztliche Vereinigung
Westfalen-Lippe

_______________________________

Dr. med. Gerhard Nordmann
2. Vorsitzender des Vorstandes



Ärztliche Versorgung von ab 01.04.2017 Seite 13 von 13
Asylbewerbern
Land NRW – KV Nordrhein/KV Westfalen-Lippe

Arnsberg, den

Land NRW, vertreten durch die Bezirksregierung Arnsberg,
diese wiederum vertreten durch die Regierungspräsidentin

_______________________________
Regierungspräsidentin Diana Ewert

Detmold, den

Land NRW, vertreten durch die Bezirksregierung Detmold,
diese wiederum vertreten durch die Regierungspräsidentin

_______________________________ ___
Regierungspräsidentin Marianne Thomann-Stahl

Düsseldorf, den

Land NRW, vertreten durch die Bezirksregierung Düsseldorf,
diese wiederum vertreten durch die Regierungspräsidentin

_______________________________
Regierungspräsidentin Anne Lütkes

Köln, den

Land NRW, vertreten durch die Bezirksregierung Köln,
diese wiederum vertreten durch die Regierungspräsidentin

_______________________________
Regierungspräsidentin Gisela Walsken

Münster, den

Land NRW, vertreten durch die Bezirksregierung Münster,
diese wiederum vertreten durch den Regierungspräsidenten

_______________________________
Regierungspräsident Dr. Reinhard Klenke


